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Sicherheitsdienstpflicht oder Bürgerdienst?

Sind die beiden politisch 

aufgegleisten Reformvarianten 

valabel? Wären sie miteinander 

vereinbar? Welche Probleme 

drohen ungelöst zu bleiben?  

Eine Antwortsuche. 

Fritz Kälin

Die ASMZ hat in der Juli-Ausgabe von 2024 
die diversen Dienstpflichtreformmodelle 
einem grossen Vergleich unterzogen. Im poli-
tischen Rennen sind noch zwei voneinander 
unabhängige Reformmodelle verblieben:

	– Am 30. November 2025 stimmt die 
Schweiz über die Volksinitiative «Ser-
vice Citoyen» ab. 

	– Das Parlament beauftragte den Bundes-
rat in der Sommersession 2025 mit der 
schnellstmöglichen Einführung einer 
«Sicherheitsdienstpflicht». 

Die zwei Modelle in der  
politischen Endauswahl

Bundesrat und Parlament befürworten gross-
mehrheitlich die in der Verwaltung konzi-
pierte Sicherheitsdienstpflicht, deren Kern-
idee in der Zusammenlegung des kantonalen 
Zivilschutzes und des nationalen Zivildienstes 

zu einem «Katastrophenschutz» liegt. Der 
Zivildienstverband und die Linksparteien 
werden sich gegen die Assimilierung «ihres» 
Zivildienstes durch einen uniformierten, hie-
rarchisch geführten Dienst wehren. 

Die bürgerliche Mehrheit setzt ganz auf 
«ihre» Sicherheitsdienstpflicht und will 
diese nicht durch einen allgemeinen Bür-
gerdienst konkurrenzieren. Dessen Grund-
idee geniesst laut den regelmässigen ETH-
Sicherheitsumfragen aber viel Sympathie in 
der breiten Bevölkerung. Die beiden Mo-
delle werden zeitlich getrennt voneinander 
zur Abstimmung vorgelegt. Doch wie (in-)
kompatibel sind ein Bürgerdienst und die 
Sicherheitsdienstpflicht? Was wäre, wenn 
beide oder keines der Modelle von der 
Stimmbevölkerung angenommen werden? 

Nicht Teil der nachfolgenden Analyse 
sind die noch im Ständerat zu behandelnde 
Zivildienstgesetz-Änderung (25.033n) und 
das an den Bundesrat überwiesene Postulat 
25.3010n, das ihn mit der «Prüfung» der 
Wiedereinführung der Gewissensprüfung 
für den Zivildienst beauftragt. 

Was für ein Dienstpflichtmodell 
braucht die Schweiz?

Die Beurteilung der beiden neuen Modelle 
stützt sich auf folgende Annahmen des Au-

tors, was ein modernes Dienstpflichtsystem 
leisten muss: 
1.	 Genügend Dienstpflichtige für die Mi-

lizgefässe der Landesverteidigung gene-
rieren. Statt einer fixen Sollbestand-
obergrenze sollte als neuer Grundsatz 
gelten: Auf je mehr «uniformierte» 
Schultern die Last verteilt werden kann, 
desto durchhaltefähiger, gerechter und 
volkswirtschaftlich verträglicher schützt 
die Dienstpflicht das Land im Frieden 
wie im Krieg. Dies als Lehre aus den der-
zeitigen Verteidigungserfahrungen der 
Ukraine und Israels. 

2.	 Das Dienstpflichtmodell muss die Wehr-
gerechtigkeit und Durchhaltefähigkeit 
der Landesverteidigung sicherstellen. Die 
Frage, ob die obligatorische Dienstpflicht 
auf Schweizerinnen ausgeweitet wird, 
sollte der Stimmbevölkerung als separate 
Variante einer konkreten Dienstpflicht-
reform unterbreitet werden. 

3.	 Das Milizprinzip ist zu wahren. 

Sowohl der Bürgerdienst als auch die 
Sicherheitsdienstpflicht dürften diese drei 
Hauptanforderungen erfüllen. Da sie zeit-
lich getrennt zur Abstimmung gelangen 
werden, stellt sich die Frage, was eine all-
fällige Ablehnung und Annahme beider Vor-
lagen bedeuten würde. 

Modell  

(parlamentarische Geschäftsnummer)

Volksinitiative Service Citoyen  

(24.079)

Sicherheitsdienstpflicht  

(Motionen 25.3015n und 25.3420s)

Wortlaut der Initiative und Motionen sowie 

Begründungstext der Letzteren

•	 Jede Person leistet im Rahmen normaler 

Bürgerrechte und -pflichten einen Einsatz  

(Service Citoyen) zugunsten der Allgemeinheit.

•	Der Service Citoyen wird als Militärdienst  

oder in Form eines im Gesetz vorgesehenen 

gleichwertigen Milizdienstes geleistet.

•	Der Sollbestand der Kriseninterventionsdienste, 

insbesondere der Armee und des Zivilschutzes, ist 

garantiert.

•	Das Gesetz bestimmt, inwiefern Personen ohne 

Schweizer Pass einen Service Citoyen leisten.

•	Andere geltende Verfassungsbestimmungen 

(Ersatz des Erwerbsausfalls, Ersatzabgabe etc.) 

bleiben unverändert.

Der Bundesrat wird beauftragt, die Sicherheits-

dienstpflicht schnellstmöglichst einzuführen. 

Begründung: Die Alimentierung der Armee und des 

Zivilschutzes muss dringend gesichert werden. […] 

Der Bundesrat hat den Variantenentscheid ver-

schoben.

Aus Sicht der Kommission und Rückmeldung der 

Kantone ist die Dringlichkeit gegeben und die 

Variante «Sicherheitsdienstpflicht» der Variante 

«bedarfsorientierte Dienstpflicht» vorzuziehen. Die 

Kommission verlangt mit dieser Motion die rasche 

Umsetzung […].

Wichtigste Gemeinsamkeiten •	Alimentierung von Armee und Zivilschutz/Katastrophenschutz sicherstellen; 

•	Reduktion von drei auf zwei Milizdienstgefässe; 

•	Funktionen ohne direkten Sicherheitsbezug bestehen als Gewissensalternative zum Militärdienst fort. 

Wichtigste Unterschiede •	Rekrutierungspool wird auf Schweizerinnen und 

allenfalls Ausländer erweitert; 

•	erweiterte Spannbreite anerkannter Milizfunktio-

nen.

•	Unveränderter Rekrutierungspool der männlichen 

Staatsbürger und unveränderte Spannbreite an 

Milizfunktionen; 

•	Gewissensalternative zum Militärdienst wird im 

Katastrophenschutz geleistet.

Tabellarische Gegenüberstellung der abstimmungsbereiten Volksinitiative und der vom Bundesrat noch als Botschaft auszuarbeitenden Sicherheitsdienstpflicht.
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Falls die Initiative und die 
Sicherheitsdienstpflicht  

abgelehnt werden

Ohne strukturelle Dienstpflichtreform ist 
die Alimentierung der geltenden Soll-
bestände (Armee 100 000, Zivilschutz 
72 000) nicht gesichert. Die Schweiz würde 
im Mobilmachungsfall die Last des Aktiv-
dienstes weiterhin auf weniger als 200 000 
Schultern abwälzen. Ein Aufwuchs zu 
kriegsgenügenden Beständen und echter 
Wehrgerechtigkeit wäre nur unter Not-
recht, viel zu spät und ohne saubere organi-
satorische Vorbereitung einleitbar. Statt  
wie Israel, Finnland oder Singapur in 
Friedenszeiten die Ausschöpfung des perso-
nellen Wehrpotenzials umsichtig vorzu-
bereiten, müsste die Schweiz ähnlich der 
Ukraine mehr schlecht als recht im-
provisieren. 

Für das gegenwärtige Problem der zu 
zahlreichen Zivildienstübertritte gibt es die 
zwei oben genannten politischen Vorstösse. 
Es ist unsicher, ob diese derzeit angedach-
ten Massnahmen zur Eindämmung der Zi-
vildienstübertritte politisch durchkommen. 
Und selbst wenn, ist unklar, wie stark sie 
den Pool von heute über 50 000 Zivildienst-
leistenden zugunsten von Armee und Zivil-
schutz reduzieren würden. Die weibliche 
Hälfte der Staatsangehörigen könnte wei-
terhin nur freiwillig zur umfassenden Lan-
desverteidigung beitragen und die auslän-
dische Wohnbevölkerung nicht einmal auf 
freiwilliger Basis.

Falls die Initiative und die 
Sicherheitsdienstpflicht  

angenommen werden

Aus Sicht des Autors sind beide Ansätze mit-
einander durchaus kombinierbar. Der 
Bürgerdienst-Initiativtext lässt in der Um-
setzung viel Gestaltungsfreiraum. Die 
Sicherheitsdienstpflicht birgt für sich viele 
Teufel im Detail, weil ein nationales und 
kantonales Dienstgefäss zusammengeführt 
werden müssen.  

Rechtlich zu klären wäre, wie das unter-
schiedliche Wording der beiden Ansätze zu 
interpretieren wäre (vgl. Tabelle). Die Initia-
tive erwähnt namentlich den «Zivilschutz», 
nicht aber den «Zivildienst». Schliesst das 
bei Annahme der Initiative den «Katastro-
phenschutz» à la Sicherheitsdienstpflicht 
aus? Oder könnte der heutige Zivilschutz 
einfach viel breiter definiert werden, sodass 
er sowohl die Aufgabenpalette des Katastro-

phenschutzes als auch weitere sicherheits-
relevante Funktionen im Sinne eines Bür-
gerdienstes umfasst? 

Unabhängig davon, ob beide oder nur 
eine der Reformvarianten von der Stimm-
bevölkerung angenommen wird, bräuchte 
es zur Erfüllung der drei oben beschriebe-
nen Anforderungen in der gesetzlichen Aus-
gestaltung zwei Elemente. 

Was fehlt: Durchlässigkeit  
zwischen den Dienstgefässen  

dank Altersklassen 

Die Sicherheitsdienstpflicht entspricht 
einer «Lebensdienstzeitpflicht», indem im 
neuen Katastrophenschutz gleich viele 
Diensttage zu leisten wären wie im Militär-
dienst. Die Alimentierung beider Gefässe 
bleibt aber unnötig erschwert, solange beide 
primär um dieselben jungen Stellungs-
pflichtigen konkurrenzieren und die Durch-
lässigkeit zwischen den Gefässen gering 
bleibt – wohl aus Furcht, dass die Armee 
Angehörige statt an den Zivildienst künftig 
an den Katastrophenschutz verliert. Würde 
der Dienst aber in zwei Altersklassen auf-
geteilt, könnte aus der Konkurrenz eine 
Symbiose werden. Statt die Sollbestände 
durch zusätzliche Diensttage pro Kopf auf-
zustocken,  könnte dies erreicht werden, 
indem die Dienstpflicht über eine längere 
Zeit (eher 20 als heute 10 Jahre) gestaffelt 
geleistet wird. 

Die medizinische Militärdiensttauglich-
keit nimmt mit fortschreitendem Alter ab. 
Folglich muss die Armee weiterhin das Gros 
der jungen Stellungspflichtigen rekrutieren. 

Der Katastrophenschutz sollte dafür stärker 
aus älteren Jahrgängen alimentiert werden. 
Finanzplanerisch dürften selbst mit einem 
vollen BIP-Prozent für die Verteidigung we-
niger als zehn Jahrgänge vollständig mo-
dern ausrüstbar sein. Warum also nicht die 
Einteilung in der ausgehobenen Erstfunk-
tion begrenzen auf beispielsweise 200 Tage? 
Bei deren Erfüllung erhält jeder Dienstleis-
tende das Recht auf eine seinen Fähigkeiten 
entsprechende Umteilung. Auch der Durch-
dienerdienst wäre auf diese 200 Tage zu 
beschränken. Es wäre neu abzuwägen, wel-
che Funktionen besser durch Durchdiener 
oder durch Miliz in erhöhter Bereitschaft 
erfüllt werden könnten. 

Der grösste Wettbewerbsnachteil des Mi-
litärdienstes mit anderen Dienstgefässen 
liegt heute darin, dass er die längsten am 
Stück zu leistenden Dienstperioden beinhal-
tet. Wenn ein stellungspflichtiger 19-Jähriger 
aber weiss, dass er in den nächsten rund 20 
Jahren ohnehin eine bestimmte Zahl Dienst-
tage leisten muss, wird der Militärdienst at-
traktiver, weil er sein Diensttagesoll darin am 
schnellsten erreicht. Das Gros der Stellungs-
pflichtigen stünde im Auszugsalter zur Ver-
fügung, um jene Armeefunktionen zu alimen-
tieren, die eine jugendliche Fitness und/oder 
eine ganze Rekrutenschule für die Erstaus-
bildung erfordern. Die Politik könnte die Kos-
ten der Armee primär darüber steuern, wie 
viele Jahrgänge sie den Erfordernissen des 
modernen Krieges auszurüsten gewillt ist. 

Im Idealfall würde moderne Ausrüstung 
für beispielsweise acht Jahrgänge beschafft 
– es werden aber nur sechs Jahrgänge im 
Auszugsalter trainiert. Das überzählige Ma-
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terial stünde als Umlaufreserve für die 
schweren und mittleren Kräfte der Boden-
truppen zur Verfügung. Das senkt den 
Hauptsystemverschleiss und erhöht die 
Einsatzbereitschaft. Bei erhöhter symmetri-
scher Bedrohung könnte der Verbleib im 
Auszugsalter verlängert oder die zuletzt da-
raus entlassenen Jahrgänge in die Auszugs-
formationen zurückgeholt werden. Die 
Armee würde dadurch enorm an Durchhal-
tefähigkeit und Verlustresistenz gewinnen. 

Nach Erreichen der Altersgrenze respek-
tive Diensttaggrenze in der ausgehobenen 
Erstfunktion stünden diverse Optionen offen. 

Innerhalb der Armee könnten kürzere 
Dienste in grösseren Intervallen (zum Bei-
spiel alle zwei Jahre maximal zwei Wochen 
am Stück) geleistet werden: 

	– Vorzugsweise AdA aus kombattanten 
Formationen wechseln in der zweiten 
Altersklasse zu den Leichten Kräften. 
Dies generiert viele Kommandos für Mi-

lizoffiziere, die sie aber zeitlich weit we-
niger belasten als in den Auszugsforma-
tionen.

	– Verbleib in der Funktion, solange weiter 
für diese tauglich. 

	– Militärische Funktionen, die keine RS, 
wohl aber zivil erlernbare Fähigkeiten 
benötigen, können zusätzlich aus der 
zweiten Altersklasse alimentiert werden 
(Fahrer, Köche, Fachoffiziers- und an-
dere Spezialistenfunktionen). 

	– Umteilung in den Katastrophenschutz: 
Anders als die schon mit 19 rekrutierten 
Katastrophenschützer werden die späte-
ren Quereinsteiger nicht polyvalent aus-
gebildet. Aber der Katastrophenschutz 
kann so aus mehr Jahrgängen alimen-
tiert werden.   

	– Als Bürgerdienst anrechenbare Engage-
ments: Nach Übertritt in die zweite Al-
tersklasse könnten wirklich sicherheits-
relevante Engagements als Bürgerdienst 
mindestens angerechnet oder sogar als 
vollwertiger Ersatz für den Militär- oder 
Katastrophenschutzdienst gezählt wer-
den. Denn im Kriegsfall würden Ange-
hörige von Milizfeuerwehren und kom-
munalen Führungsstäben in diesen 
Funktionen wohl dringender gebraucht 
als zur Alimentierung des Infanterie-
bataillons X oder des Armeestabes Y. 

Für den politisch heute nicht wahr-
scheinlichen Fall, dass ungedienten Auslän-
dern eine Wehrersatzsteuer auferlegt würde, 
könnten zumindest C-Bewilligungsträger 
sich durch freiwillig geleisteten Bürger- 
oder Katastrophenschutzdienst von dieser 
Steuerlast natürlich befreien. Wer im Katas-
trophenschutz sogar in Kaderfunktionen 
aufsteigt, könnte für so viel Integrations-
willen ein Recht auf erleichterte Einbürge-
rung erhalten. 

Fritz Kälin

Redaktor ASMZ

fritz.kaelin@asmz.ch

8152 Glattbru�

  Frauen sollen fürs Militär oder den Zivilschutz 

gewonnen werden: Orientierungstag für Frauen im 

Kanton Bern im 2019. Bild: VBS

  Das Dienstpflichtsystem sollte einen 

grösstmöglichen Personalpool schaffen, statt  

wie bisher politisch klein gerechnete Sollbestände 

knapp zu alimentieren. Bild: VBS 

1. Altersklasse

(früher

"Auszug")

2. Altersklasse

Freiwillige 

Bürgerdienste

So könnte das nationale Personalreservoir über zwei Altersklassen und einen (freiwilligen) Bürgerdienst für 

die Armee (grün), den Zivilschutz/Katastrophenschutz (orange) und weitere sicherheitsrelevante Funktionen 

im Sicherheitsverbund (blau) ausgeschöpft werden. Grafik: Fritz Kälin


